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christlichen Sprechens 1n politische Fragen, un das annn Und das ware das Zweıte das ın dieser rage(0
letztlich ohl 1Ur heißen sachgerechteren Sprechens, chene Problem der Kohärenz VO  — Glaube und politischem
serizen könnte. Die Kırche konzentriert sıch aus Tradıtion Handeln wırd besonders dann akut, WwWenn CS sıch poli-
1ın ıhrem polıtischen Sprechen auf moralıische Grundtfra- tische Systeme mıt Weltanschauungscharakter oder
SCH, die tür die Gesetzgebung bedeutsam sınd, un: S1€e hat nıgstens mıiıt eıner geschlossenen Gesellschatts- un Welt-

seıit „Rerum novarum‘“ verstanden, die ‚„„soz1ale rage‘““ deutung handelt. Die Frage lautet konkret: In welcher
VO klassıschen Antagonismus Von Kapıtal und Arbeit bıs Weıse annn der Christ Glaubender un zugleich politi-
ZuU heutigen ‚„„Klassengegensatz“‘ zwıischen Industrie- scher arxıst seiın? Dasselbe gilt tür jedes vergleichbare
un Entwicklungsländern sıch eıgen machen. Damıt politische System, ob rechts oder lınks Mıt der Unter-
verbunden W ar aber eıne einseıtige Beschränkung auf das scheidung VO  - ‚„„‚Mater eit magıstra" zwıischen dem weltan-
Sozıale un Moralıische 1im eigentlichen Sınne. Zu urz Be- schaulichen Fundament solcher Systeme un! iıhrer kon-
kommen ISt, W as gerade heute immer mehr dem politi- kreten Entwicklung in der polıtischen Geschichte 1St die
schen Grundproblem wiırd: das Verhältnis Un Staat un Frage nıcht beantwortet. Es geht auch nıcht 1Ur das
Gesellschaft ın seiner Dialektik Uon Verfassungsordnung, möglicherweise milıtant atheistische Fundament, sondern
Gruppenpluralismus un ındıvıdueller Freiheit. Aus die- ebenso das meıst totalıtäre Verständnis VO Staat un
SC Verhältnis heraus mußte heute der Staat un! das durch Gesellschatt. Dıie Entscheidung der tranzösıischen Bı-
ıh un:! die internationale Ordnung hütende Gemeın- schöte (vgl ds ett 232} eın katholischer Verband habe
ohl Ne  s definijert werden. Hıer könnte mıiıt einer Art das Recht, sıch verbindlich tür eıne politische Rıchtung
christlicher Anthropologie des Politischen angeSETZL WEel- (für ‚„den Soz1ialismus‘‘ einschließlich Klassenkampfprin-
den denn keine politische Moral vermag die wesenhaftte Z1p) auszusprechen, musse sıch lediglich mıiıt anderen
und existentielle Einheit VO Freiheit un! Bındung, auf der politischen OUptionen ‚„„‚konfrontieren‘“‘ lassen, bringt auch
eın solches Verhältnis autbauen muß, vergleichbar schlüs- keine Antwort: weder autf die Frage ach dem Atheismus
S18 darzustellen W1e das Christentum. Mıt einer Konzen- 1m marzxıstischen Soz1ialısmus noch auf die rage nach der
ratıon aut diese Frage wuüurde die Kırche mehr politi- Verträglichkeıit marxiıstischen Gesellschafts- un: Staats-
schem Vertrauen wiedergewinnen als mıt eıner eintachen verständnisses mıiıt dem Christentum. Die „logischen““
Rückbesinnung aut einıge Kernstücke der katholischn Hilfskonstruktionen, deren INan sıch Zur Entwirrung des
_Soziallehre‚ ob das 1L1LU das Eıgentum oder (0)88 Problems bedient, machen noch eiınma] deutlicher, w1e€e
1ST dringend iıne 1M Christliıchen wurzelnde politische An-
orweg klären waren auf diesem Wege allerdings auch thropologiıe mıt der Dialektik VO Staat, Gesellschaft un
noch 7wel heute innerkırchlich besonders akut gewordene individueller Freiheıit als Kernthema geworden 1St Wıe gul
Fragen: Der VO Konzıil bekräftigte un seıtdem unab- sıch eine Kırche polıtisch artikulieren VEIMAB, hängt
lässıg wiederholte Satz: die Christen können Aaus demsel- davon ab, w1e S1€e sıch miıt den für die Gesamtgesell-
ben Glauben heraus durchaus verschiedenen, Ja 11- schaft dringendsten Problemen betafßt un! ob S1IE sıch 1mM
sätzlichen politischen Rıchtungen angehören, 1St als öttentlichen Streit damıit auseinanderzusetzen weıß. Wer
solcher unbestreıtbar. ber die Christen werden sıch mehr in den etzten Jahren die Diskussionen ber ‚„Herrschaft‘‘,
Gedanken darüber machen mussen, W1e€e ıhr Glaube, ach „Demokratisierung“‘ un: ‚„Emanzıpation““ verfolgt und
dem sıch ıhr Verständnis gesellschaitlicher un politischer gelegentlich sıch eın Paar Gedanken über die Regierbar-
Grundwerte bestimmt, sıch in den gegensätzlichen politı- eıt VO modernen Anspruchsdemokratien gemacht hat
schen ‚„„Bekenntnissen‘“‘ durchhält und darstellt. Diese auch ın Italien liegt gegenwärt1ig mehr den poli-
rage 1St nıcht NUur nıcht gelöst S1€e 1St vielleicht auch Sal tischen als den gewifß nıcht überall ausgeglichenen
nıcht lösbar S1e wırd meılst unterschlagen, jedenfalls soz1ıalen Verhältnissen weıls, W as ansteht.
aum gestellt. Davıd Seeber

organge
beitete Fassung des Scheidungs-Der Kompromifß ber dıe Scheidungs- rechts zugrunde, der Tage VOT derreform \ Abstimmung 1im Bundesrat das Bonner
Parlament mıt breiter Mehrkheit ZUgC-

Durch die Zustimmung des Bundesra- torm des Ehe- und Famıilienrechts Vél‘- stiımmt hatte. Die Vertreter Bayerns
tes Freitag, den Aprıl, wurde das abschiedet. Der Verabschiedung lag un des Saarlandes lieben 1im Bundes-
lange umstrittene Gesetz ZUuUr Re- eıne VO Vermittlungsausschufß CL di- rar auch dem VO Regierungskoalıtion
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und Opposıtion ausgehandelten Kom- rechterhaltung der Ehe auch Be- keinem Zeıitpunkt des Gesetzge-
promiß gegenüber bei iıhrer Ablehnung rücksichtigung der Belange des An- bungsverfahrens ernsthaftft umstritten.
des Gesetzes. Während Bundesjustiz- tragstellers ausnahmsweise geboten Strittig WAar NUL, ob der Versorgungs-
minıster Hans-Jochen Vogel VO  —_ einem erscheint‘‘. ach fünf Jahren der ausgleich obligatorisch seın solle, wW1e€e
„Sieg der Vernunft‘“‘ sprach, meınte Trennung erlischt aber auch diese 6S die Koalıtion wollte, oder ob er auch
der rheinland-pfälzische Justizmiını- Härteklausel. Im Ermessen des ıch- durch eine privatrechtliche Vereinba-
sSter Theissen Namnens der zustiımmen- ters lıegt es grundsätzlıch, das Verftah- Iuns zwıischen den Partnern ersetzt
den CDU-regıierten Länder beschei- Ien tür eın halbes Jahr au  usetzen, werden könne. Die 1m Vermittlungs-
dener, bleibender Mängel mache Wenn Chancen der Sanıerung der ausschufß zustandegekommene Fas-

das Gesetz ach den durchgesetzten Ehe sıeht. ach längstens tünteinhalb SUuNgs häalt LU Z7Wel Möglıchkeiten
Forderungen der Upposıtion den Ge- Jahren mMu: die FEhe aber auch neben dem ‚„„‚automatıschen‘‘ Versor-
richten möglıch, dem Einzeltall SC- den Eınspruch eines Partners geschie- gungsausgleich offen durch einen
recht werden; demgegenüber Ce1r- den werden. Ehevertrag annn der spatere Versor-
klärte der Staatssekretär 1m bayer1- Der Forderung der Opposıtıion, die gungsausgleich Sanz ausgeschlossen
schen Innenminısterium, Alfred Seidl, Scheidung ım ersien Jahr ach der werden;: durch eine privatrechtliche
das Gesetz tühre praktisch einer Eheschließung prinzipiell unmöglich Vereinbarung annn der Versorgungs-
„Ehe auft eıt  CC machen, kommt das LNECUC (Gesetz ausgleich durch die Partner selbst

insotern eNtIgeESCN, als 6csS die Schei- geregelt werden, wobei diese Vereıin-
dungsmöglıchkeıit 1ın diesem Zeitraum barung notarıell beglaubigt und VO

Die; Bestimmungen auf Fälle beschränkt, in denen die Famıilienrichter genehmigt werden
mußß, einen „nach Art un! öheFortführung der FEhe A4UsS Gründen, die

egen diesen orwurf 1St der 1mM Ver- ın der Person eınes Ehepartners lıegen, ANSCMESSCHCH Ausgleich‘“‘ siıcherzu-
mittlungsverfahren erarbeitete ext für den anderen eiıne ‚„„‚unzumutbare stellen.
— zumiıindest verbal — dadurch a Härte  c darstellen würde. Im gegense1-
schützt,; iINnan den Satz einfügte, tıgen Einverständnis der Partner annn ıne Lösung tand INan 1mM Vermitt-
die Ehe se1l auf Lebenszeit geschlossen. eine Ehe geschieden werden, wenn die lungsausschufß auch tür die Gestaltung

des Namensrechts. In Zukunft könnenNıchts geändert hat sıch e  S- Ehegatten mindestens eın Jahr E-
gemäiß in der etzten Phase des Zustan- LYreEeNNT gelebt haben die Ehepartner ıhren gemeınsamen Fa-
dekommens des Gesetzes miıliıennamen beiden bisherigen
dem — ım Grunde VO allen Seiten Nachnamen wählen. Wenn S1e sıchGrundsatz der Regelung des (/nter-
(auch VO  - den Kırchen) akzeptierten halts ach der Scheidung ISt; daß eın nıcht einıgen, gilt der Name des Man-
Übergang VO Schuldprinzıp ZU Ehepartner gegenüber dem anderen nes als Familienname. Außerdem annn

dem Familiennamen der Ge-Zerrüttungsprinzip. Madßßgeblich tüur Anspruch autf Unterhalt hat, wenn un!
die Möglichkeit der Scheidung ist also solange eıne durch die Ehe eingetretene burtsname vorangestellt werden. An-
nıcht mehr die Schuld VO  S einem der wirtschaftliche Abhängigkeit eınes ders als ın der ursprünglıchen Fassung
beiden Partner, sondern das Scheitern Ehegatten VO anderen besteht un des Gesetzes durch den Bundestag
der Ehe, das an SCHOMM wird, wWenn der Betrotftfene nıcht tür sıch selbst SOI - vorgesehen, gilt diese Regelung nıcht
die Lebensgemeinschaft der Ehegatten SCH annn Insbesondere gilt das, Wenn rückwirkend: S1e trıtt Julı dieses
nıcht mehr besteht und auch eıne Wıe- der Erziehung der Kınder, Jahres ın Kraft Das Scheidungsrecht
derherstellung nıcht erwartet werden sCH Alter, Krankheit oder anderen Ge- wird dagegen erst Juli 1977
annn Die Rechtsvermutung der Zer- brechen eine Erwerbstätigkeit nıcht rechtskräftig.
ruttung 1st — W1Ie VO  ; der Koalıtion möglıch i1st Ferner mMu: der Partner bei
vorgesehen annn unwiderlegbar, der Wiedereingliederung 1Ns Berutsle-
Wenn die Ehepartner Yel Jahre SC- ben unterstutzt werden. Beı1 der Rege- S Ablehnung
Lrennt gelebt haben Allerdings lung des Unterhalts wiırd eine „Billig- urc ä Kirche
jetzt dieser Stelle die VO  —_ der Op- keitsprüfung‘‘ der Unterhaltsansprü-
posıtıon geforderte ‚„„‚Härteklausel“ che möglıch se1ın, bei der Unmittelbar ach der Verabschiedung
eın, die eıne Scheidung ach dreijyährı- Zerrüttungsprinzıp auch solche des FEhe- und Familienrechtsände-
SCI Trennung verbietet, y WENN und Gründe ZUur Entscheidungsfindung rungsSgeSETZES durch den Bundesrat
solange dıe Aufrechterhaltung der Fhe herangezogen werden können, die Zur gaben sowohl das Kommuissarıat der
1m Interesse der aus der Ehe hervorge- Zerrüttung der Ehe geführt haben deutschen Bischöfe in onn w1ıe auch

Darüber hinaus sıeht das eue Ehe- der Präsiıdent des Zentralkomitees derminderJjährigen Kınder Au S

besonderen Gründen ausnahmsweise recht einen Versorgungsausgleich VOTI: deutschen Katholiken, Kultusminister
notwendig 1st oder WeNnn und solange alle während der Ehe erworbenen Bernhard Vogel, Erklärungen ab Die

des bischöflichendie Scheidung tür den Antragsgegner, Renten- un! Versorgungsansprüche Verlautbarung
der sS1€e ablehnt, aufgrund außerge- werden zwischen den rüheren FEhe- Kommissarıats konzedierte zunächst,
wöhnlicher Umstände eine schwere partnern aufgeteılt. Dieser Grundsatz dafß 1im Vermittlungsverfahren tatsäch-
Härte darstellen würde, daß die Aut- des „Rentensplittings‘“‘ W alr eigentlich ıch Verbesserungen der von den Koa-

HK 5/30



Fa P

230 Vorgänge
lıtıonsparteien eingebrachten Ent- dert, Ja weıtgehend aufhebt un die frist als Vorsorgemaßnahmé
würtfe erreicht wurden. Erwähnt WUurLr- Ehe als Lebensgemeinschaft abwer- übereılte Frühscheidungen (vgl H
den dabe die Neuformulierung der tet  L3 Die ‚„Fristenautomatık‘“‘ stelle Januar 1973 49) uch 1ın diesem
Härteklausel un:! die „„Treilıch sechr ‚„dıe Auflösung der Fhe künftig ın das Punkt verbesserte der Kompromiß des
eingeschränkte‘‘ Berücksichtigung des Belieben jedes einzelnen Ehepartners‘“. Vermittlungsausschusses das Gesetz
Kındeswohls. Daneben tand man Ln Vogel prognostizlierte in seıner Erklä- durch das Scheidungsverbot 1im ersten
terhalts- und Versorgungsrecht VeCeI- Iungs negatıve Folgen tür das Rechts- Ehejahr.
bessert. Allerdings werde ın der Praxıs bewußtsein und die Bedeutung VO  —

viel davon abhängen, ‚ob den iıch- Ehe un! Famiıilie in der Gesellschaft Zentraler Bestandteil bereits der ‚„The-
tern gelingt, die schwerwiegenden SOWI1e Belastungen tür das gegenseıtige SCI1 Zur Reform des staatlıchen Schei-
Mängel, die dem Gesetz weıterhin Vertrauen der Ehegatten un: die Soli- dungsrechts in der Bundesrepublik
haften, durch die Rechtsanwendung darıtät der Famailulıe. Beide Stellungnah- Deutschland‘‘, die der Ar-
abzumildern‘‘. INE  3 sind durch ıne W: pauschale beıitskreis Antang 1971 der Öftentlich-
Ausdrücklich begrüßt wurde die Eın- Argumentationsweıise charakterisiert. keit übergab (vgl Februar 1971,
fügung des Satzes, da{fß die Ehe auf Le- S1e bleiben bei der gleichen grundsätz- 63f War die Forderung ach eiıner
benszeıt geschlossen wird Es wiırd lıchen Ablehnung des Gesetzes, die umfassenden, sowohl materiellen w1e
aber als Wiıderspruch diesem VO kirchlicher Seıite den verschıiede- immateriellen Härteklausel. Sıe tindet
Grundsatz bezeichnet, ‚„„daß eıne Ehe nen Vorstuten entgegengebracht sıch zahlreicher intensiver Wı-
ach dem Ablauf bestimmter Tren- wurde Das scheint insotern proble- derstände auf der Koalitionssseite Nnu  -

nungsfiristen auch ann geschieden matısch, als nıcht bezweıteln ISt, dafß ım Gesetz wenn auch, WwW1e die ASUd-
werden kann, wenn S1€e in Wirklichkeit INanl iın dem das Gesetzgebungsverfah- deutsche Zeitung‘‘ mıiıt Recht konsta-
nıcht zerruttet 1St  c Dıies werde ‚ZU e1l- ren abschließenden Kompromiß tierte, „akrobatisch CN ftormuliert“
ner tiefgreitenden Verunsicherung ın durchaus Anregungen der Kırche ein- (vgl SZ, 4.76) Allerdings gilt s1e
uNserert! Gesellschatt beıtragen““. Fur gebracht ındet, die iın der nunmehr tast anders als kirchlicherseits erwunscht

Diskussion konstantdiejenigen, die in der Famiılie eıne el- zehnjährigen nıcht zeıtliıch unbeiristet. An dieser
genständige Kraft der Gesellschaft vertreten wurden. Man hätte also eine Stelle 1St der rund für den bleibenden
en, musse das eue (Gesetz 1M Ergeb- nuancıertere Abwägung des Für un Widerspruch der Kırche anzusetfzen.
N1S entmutigend se1ın, Ja als eın Wider erwartet, ın der Z.U Ausdruck Das NeuUE (esetz verlängert ZWAar die in
‚„ Gesetz die Famıilıe‘‘ erscheinen. hätte kommen können, daß ach den den Entwürten vorgesehene Frist, ach
In sehr massıven, 1Ns grundsätzliche Abänderungen durch den Gesetzge- der die Zerrüttung der Ehe unwiderleg-
gehenden Aussagen wırd schließlich ber, aufgrund derer sıch auch die bar behauptet werden kann, VO dreı
eiıne negatıve Gesamtbilanz SCZOHCN: Mehrheit der Opposıtion einer Zu- auf fünf (bzw fünfeinhalb) Jahre, ohne
„„Dieses Geset7z hat seınen gesell- aber VO der katholischerseits ımmerstımmung bereittinden konnte, der
schaftspolitischen Auliftrag nıcht CI- Kırche bei aller bleibenden Dıstanz abgelehnten ‚„„Fristenautomatık“‘ ab-
tüllt Es Öördert weder hinreichend die doch iıne differenziertere Gesamtbe- zugehen. och 1M etzten Jahr hatte

das Zentralkomitee der deutschen Ka-Bemühungen mehr partnerschaft- urteilung möglich gemacht wurde.
lıche Solidaritä:c und Gerechtigkeit iın tholiken geiordert, die Dauer der
uUuNnseTEeIN Volke, och stärkt 65 das Be- Trennung dürte ZW ar ine juristische
wußtsein für den Grundbestand eiche Desiderate Vermutung tür das Scheitern der Ehe
denjenigen VWerten, die tür eın iInen- sind erfullt? se1n, die 1aber widerlegbar seın musse
schenwürdiges Zusammenleben uUuNeET- (HK, Aprıil 19/9; 201) Zweıtellos be-
aßlıch sind. Es gefährdet damıit auch Von Antang postulierten alle kırch- deutet 65 einen Rückzug des Staates aus
die Entwicklung des tür das Leben iın lıchen Stellungnahmen, der Grund- seiner Schutzftunktion für die Ehe
uNnserer Gesellschaft dringend ertor- SALZ der Ehe auf Lebenszeit musse 1M sSOWeılt CI S1€e Juristisch wahrnehmen
derlichen Konsenses über diese VWerte Gesetzestext stehen. Bundesjustizmi- annn Wenn CTr daraut verzichtet, die
Es 1st sehr bedauern, dafß die nıster Vogel War bereıt, einen ENTISPFE- Ursachen eıner unheilbaren Zerrüt-
Chance, wirklıiıch in die Zukunft chenden Satz autzunehmen (vgl L(ung der Ehe prüfen, und sıch
Weıisendes eısten, wurde.‘“ Junı 19/75, 285), nıcht aber die Koalı- dessen letztlich allein Ablaut VO

tıon, obwohl ıhre Vertreter ımmer Fristen orıentiert. Die rage bleibt, ob
wiıeder erklärten, der Intention ach selIn Ühnlicher Zuspitzung, WECeNnNn auch nıcht eiıne gerichtliche Nachprüfung

wenıger schart 1M Ton, außerte sıch der das Prinzıp 1ın den Gesetzesentwürten der Tatbestände der Zerrüttung —
Präsıdent des Zentralkomitees. uch enthalten SCWESCNH. Nun steht der gC wenn auch, worın sıch alle ein1g1,

sıgnalısierte Enttäuschung, ohne die wunschte Satz jedentfalls 1M Gesetz. Ausklammerung der Schuld-
Verbesserungen „„1N einıgen wenıgen Eın weıteres wichtiges onıtum VO  . irage — eine sinnvollere un: für das
Punkten‘“‘‘ unterschlagen. Es dürte katholischer Seıte (für die meıst der Rechtsbewußtsein wenıger einschnei-
nıcht übersehen werden, „dafß das nNeue Arbeitskreis tür Eherecht beim Kom- dende Praxıs ermöglıcht hätte. nde-
Gesetz den staatlıch gebotenen Schutz missarıat der Bischöte sprach) W ar die rerseıts wırd INa  . dürten,
V“O  S Ehe UuN Familıe wesentlich mMIN- Eintführung eıner allgemeinen ‚Derr- daß nach fünteinhalb Jahren der Tren-
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Nung in aum einem Fall einer Ehe In Zukunft wiırd INan auch kirchlich christlichen Arbeiterjugend, deren
noch eLtwas retten 1St (und Z W ar mıt dem (Gesetz leben mussen. Sıcher Zie] sowohl die Bekehrung der Ar-

beitskameraden W1e€e die Humanısıe-nıcht NUur ‚„„partnerschaftlich“‘, sondern ware 65 ZurL, WECNnN Inan sıch deshalb
auch in bezug aut die Kinder). weniıger miıt den Sıegen und Nıederla- rung VO  e deren Lebensmilieu WAar.

Schwierig dürtte die Bewertung des gCh aut dem Weg seınem Zustande- Nacheinander entstanden nach dem
Unterhalts- UuN Versorgungs- kommen betassen würde als mıiıt dem, gleichen Model]l andere ewegungen:

rechts se1n. Kann die finanzielle ast W 4s jetzt erst recht notwendig 1st der die christliche Landjugend die
des Versorgungsausgleichs einerseıts Bildung VO  - Gewiıssen und Verant- studentische Jugend (JEC); die katho-
ehestabilisıerend wiırken, annn s$1e wOrtung, der Beratung un! der Hılte lısche Jugend 1m Selbständigen-Milieu
andererseıits auch dazu führen, daß die 1n Härtetällen. Da N dar- (JIC), jeweıls ın einem männlichen
Partner be1 Krisenerscheinungen mOg- ber hınaus geboten 1st, alles 1n der und einem weıblichen Zweıg. ber die
lıchst truh aus der Ehe drängen, die Macht der Kırche Stehende Cun, relatıv guten Anfangsertolge hielten
finanzıellen Folgelasten in Grenzen ıne gefährliche Entwicklung des nıcht lange Bereıts ach dem WEe1-
halten. Nıcht unproblematisch 1st S1- Rechtsbewulßstseins verhindern, ten Weltkrieg erlebten die Bewegun-

versteht sıch VO  > selbst. VWertblindheıt,cher auch die Möglıchkeit, DCI Ehever- SCH ıhre ersten Rückschläge un!:! Ent-
Lrag oder durch privatrechtliche Rege- Untfähigkeıit dauernder sozıaler täuschungen. Dıie „teindliche 1ta-
lungen tinanzıelle Verantwortung be] Bindung un! das Bedürinis, schuldlos delle‘‘, die INan glaubte erobern

können, erwıes sıch als widerstandstä-der Scheidung umgehen bzw CT - seın un:! die Verantwortung abzu-
setzen. Es überrascht, da{fß die beiden schieben, können sıch treilich ZW ar ın hıger, als 111a ANSCHOMMICH hatte. Der
kirchlichen Erklärungen ZUTF Verab- Gesetzen niederschlagen, sS1e werden Slogan der JOC ‚WITF machen unsere

aber nıcht V1a Gesetz überwunden. Brüder wıeder christlich“‘ 1e1% sıchschiedung des Gesetzes auf diesen
Punkt nıcht ezug nahmen. H.G nıcht realisierep.

Nıchtsdestoweniger setizte sıch der u[_r-

enfur dıe Katholische ktion sprünglıche FElan weıterhın tort In den
tünfziger Jahren leisteten die verschie-

Frankreichs denen ewegungen der Katholischen
Aktion eıne echte Vertietungsarbeit

Als die tranzösischen Bischöte ach Dıie tranzösische Katholische Aktion sowohl 1ın der spirıtuellen Formung ıh-
ihrer etzten Vollversammlung Ende entstand ın den zwanzıger Jahren ZUfr Ter Mitglieder wW1e€e ın deren zeitlichem
Oktober 1975 in Lourdes ıhre eıt 1US XI als rototyp eınes Laıien- ngagement. Es steht heute außer
Rıchtlinien füur die Katholische Aktion apostolats der verantwortlichen Zweıtel, dafßß beispielsweise die katho-
bekanntgaben, reagıerte die tranzösı- Führung der Hierarchie. Sıe hatte liısche Landjugend jener eıt eiıne
sche katholische Öffentlichkeit allge- ıhr Entstehen der Einsıcht verdan- entscheidende Rolle in der sozıalen
meın miıt der Feststellung, die Katholi- ken, dafß die Verkündigung und Be- un wirtschaftlichen Entwicklung des
sche Aktıion sel „1N Lourdes ZESLOT - ZCUZUNG des Evangeliums die Laıien liändlichen Raumes gespielt hat ber
ben  c Man ann diese Reaktion Nur betrittt un: dafß sS$1e tolglich aufgerufen bereits das Jahr 1956 brachte ine NeuUEC

verstehen, WenNnn Ian die herausra- seıen, iıhr Glaubenszeugnis in gemeın- Etappe 1ın der Entwicklung, mMi1ıt der
gende Raolle weıß, die die Katholische schaftlichen Formen in den soz1ıalen sıch zugleich eıne kontliktreichere eıt
Aktion als eıine bestimmte orm des Miılieus, in denen s1e leben un! ankündigte. Es kam eiıner Kriıse

zwıschen den verschiedenen ewe-Apostolats VO Laıen während der menschlich verwurzelt sınd, geben.
etzten Jahrzehnte ın Frankreich SC Es W arlr zugleıch die Zeıt, 1n der INan der katholischen Jugend: die
spielt hat, und die eNOTIMNE nvest1- sıch ZUur Erkenntnis durchrang, dafß JOC un! die AC  S (Actıon Catho-
tiıon Menschen un:! Anhängern in die Entchristianisierung weıter Bevöl- lıque Ouvriere des Adultes Katholıi-
diese orm VO Apostolat. kerungsschichten (vor allem 1n der Ar- sche Arbeiterbewegung der Erwach-

beiterschaftt nıcht), w1e INan bıs dahın senen) wehrten sıch eıne Zu-
sammenarbeiıt zwischen den verschie-glauben geneıigt Wal, ıhren Grund

Eine bedeutende ın den Ideologien der Französıschen denen soz1ıalen Klassen. Sıe befürchte-
Vergangenheit Revolution, sondern in den Lebens- ten eıne Desolidarisierung miıt dem

un! Arbeitsbedingungen mıt einem eigenen Arbeitermilieu und ehnten
Ein kurzer geschichtlicher Rückblick Wort ıin den soz1ıalen Strukturen deshalb die Mitarbeit iın der katholi-
macht sowohl die Feststellungen der hatte. Besonders in der Arbeitswelt schen Jugend (ACJF) ab Diese Spal-
Bıschöte W1e das Echo auf deren Stel- wurden die konkreten Lebensverhält- tung wirkte aut die weıtere Entwick-
lungnahme, die einerseıts mehr nab- nısse als eıne unüberspringbare Bar- lung der Katholischen Aktion w1e eın
hängigkeit für die ewegungen der ka- riere für die Evangelisierung aNSCSC- TIrauma. Seit Mıtte der sechziger Jahre

hen haben sıch die Probleme ın allen Bere1-tholischen Aktıon bringt, andererseits
aber auch mehr Dıstanz der offiziellen Dies tührte damals ZuUuUrFrF raschen Aus- chen der Katholischen Aktion, VOT al-
Kırche ıhnen bedeutet, verständli- breitung der JOC-Bewegung, der VO lem bei den Jugendbewegungen, och
cher. verschärtt.Joseft Cardıjn in Belgien gegründeten


